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Frau Bundesminister, der
Aufwärts trend der letzten Jahre
bei Biomasse, Photovoltaik, Solar-
thermie und Wärmepumpen wur-
de zuletzt stark gedämpft. Wie
entwickelt sich der Markt derzeit?
Es stimmt, dass im Bereich Um-
welttechnologien im Vorjahr der
starke Aufwärtstrend gedämpft
wurde. Aber ich würde da eher
den positiven Aspekt sehen: An-
dere Wirtschaftsbereiche sind
real zurückgegangen, bei den
erneuerbaren haben wir trotz
Wirtschaftskrise weitgehend das
Produktionsniveau gehalten,
und das auf einem hohen Ni-
veau. Umwelttechnologien er-
weisen sich als sehr krisenfest.

Und alle Prognosen lassen auf
weiteres Wachstum schließen.
Weil wir es hier mit einem glo-
balen Trend hin zu erneuerba-
ren Energien zu tun haben, und
die heimischen Unternehmen in
der Umwelttechnikindustrie
sind da wirklich gut aufgestellt. 

Soweit wir wissen, hat Österreich
in den Bereichen Solarenergie und
Photovoltaik gute Marktwerte
und Energieleistungen. Warum
hinken die Bereiche Biomasse und
Wärmepumpen hinten nach?
Bei den Wärmepumpen und Pel-
letkesseln erklärt sich die

schwierige Marktentwicklung
im Vorjahr zum einen durch den
relativ niedrigen Heizölpreis
und durch Förderaktionen für
Ölheizungen durch die Mineral -
ölindustrie. Bei der Biomasse
gab es mit Ausnahme der Pellets-
kessel in allen Bereichen eine
Steigerung. Biomasse hat beim
erneuerbaren Endenergiever-
brauch einen sehr hohen Anteil.
Auch auf den internationalen
Märkten sind Österreichs Unter-
nehmen sehr präsent. 70 Pro-
zent der Produktion geht in den
Export; allein in Deutschland
kommen zwei von drei Biomas-
sekessel bis 100 kW aus öster-
reichischer Produktion. 

Die Bilder aus dem Golf von Mexi-
ko haben die Öffentlichkeit wieder
für die Gefahren durch Öl und Gas
sensibilisiert.  Wie sieht Ihr Zu-
gang zu diesen derzeit noch unver-
zichtbaren Energieformen aus?
Ich glaube, da sind sich letztlich
alle einig: Mittel- und langfristig
müssen die Planungen dahin ge-
hen, dass wir zu einem Wirt-
schafts- und Verkehrssystem
kommen, das nicht hauptsäch-
lich von Erdöl angetrieben ist.
Dazu sehe ich keine Alternative.
Wegen Klima- und Umwelt-
schutz und weil die fossilen
Rohstoffe knapper und damit
immer teurer werden. Und da
macht es keinen großen Unter-
schied, ob der sogenannte Peak-
Oil ein paar Jahre früher oder
später erreicht wird. Denn Sie
sagen es, die Ölkatastrophe im
Golf von Mexiko führt uns vor
Augen, dass die Ausbeutung der

noch vorhandenen Reserven im-
mer riskanter wird für Mensch
und Umwelt. Daher setze ich
voll auf Energieeffizienz und die
Entwicklung neuer Technolo -
gien. Die größte Ressource, die
wir haben, liegt im Energiespa-
ren. Mein Ressort investiert 
heuer 55 Millionen Euro in die 
Energieforschung, 40 Millionen
Euro in die Elektromobilität. 
Ich sage Ihnen auch, warum 
das so wichtig ist: Indem man
die Einsparungspotenziale
nutzt, können wir es schaffen,
Wirtschaftswachstum von 
Energieverbrauch vom CO2-
Ausstoß zu entkoppeln. Kurz 
gesagt: Klimafreundliches 
Wirtschaftswachstum ist mög-
lich. 

Was würden Sie einer Gemeinde
raten? Auf welche Energiearten
soll sie in Zukunft setzen?
Die Gemeinden sind meiner
Meinung nach deswegen so we-
sentlich, weil sie der erste und
unmittelbarste Ansprechpartner
für die Bevölkerung sind. Es gibt
im kommunalen oder regiona-
len Bereich großes Potenzial für
die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien und auch für die Umset-
zung von Energieeffizienzmaß-
nahmen – ein gutes Beispiel für
einen gesamthaften Ansatz ist
die Gemeinde Güssing im Bur-
genland. Über den Klimafonds
versuchen wir die kommunalen
Entscheidungsträger noch bes-
ser zu informieren und zu bera-
ten. Und wie schon gesagt: Für
ganz wesentlich halte ich Ener-
gieeffizienz. Und das betrifft alle
Bereiche, vom Fuhrpark bis zu
den öffentlichen Gebäuden.
Nicht vergessen sollte man auf
den öffentlichen Verkehr. Da
kann man oft mit kleinen Maß-
nahmen viel erreichen. Zum Bei-
spiel, indem Gemeinden die
Fahrradwege zu den Bahnhöfen
verbessern und dort gemeinsam

Traditionelle und alternative Energie in den Gemeinden

Gerade Umwelttechnologien 
erweisen sich als krisenfest
Beim Thema Energie stellt sich nicht nur die Frage nach der Art der 

Energie. Ganz wesentlich in dem Zusammenhang ist die verwendete

Technik. KOMMUNAL sprach darüber und über den Stand der For-

schung auf diesem Feld mit Technologieministerin Doris Bures.

Für ganz wesentlich halte ich Energieeffizienz.
Und das betrifft alle Bereiche, vom Fuhrpark
bis zu den öffentlichen Gebäuden. 

... über das Potenzial kommunaler Energiepolitik
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mit den Verkehrsbetrieben für
zeitgemäße, sichere Abstellplät-
ze sorgen. Wir entwickeln im
Klimafonds gerade eine neue In-
itiative, bei der es darum geht,
neue Technologien verstärkt
und frühzeitig zur Anwendung
in den Kommunen zu bringen.

Einer der Schwerpunkte Ihrer För-
derpolitik ist Umwelt und Energie,
wo österreichische Betriebe Spitze
sind. Was müssen wir tun, um die-
se Spitzenposition zu halten? 
Der Schlüssel ist für mich For-
schung und Technologieent-
wicklung. So, oder besser ge-
sagt: nur so wird es uns gelin-
gen, die vorhandenen Potenziale
zu nutzen. Wir wissen, dass wir
den derzeitigen Endenergiever-
brauch um ein Viertel senken
können. Also dass wir mit deut-
lich weniger Energieverbrauch
mehr bewegen können. Deshalb
haben wir die Mittel für die 
Energieforschung seit 2007 bei-
nahe verdreifacht. Von 30 Mil-
lionen Euro im Jahr 2007 auf 87
Millionen Euro 2009 und 2010.
Das BMVIT stellt hier mit 55
Millionen Euro fast zwei Drittel
davon zur Verfügung. Und wir
setzen auf die richtigen Schwer-
punkte. Die großen Energie-
forschungs themen liegen in
den Bereichen 
E-Mobilität, intelligente
Stromnetze, effiziente
Endver braucher -
technolo -
 gien, 
Gebäu-

der Forschungsförderung so viel,
um gerade die Kleinen und Mitt-
leren Unternehmen für F&E zu
gewinnen. Das reicht vom Inno-
vationsscheck bis zum KMU-Of-
fensive Quick-Start, mit der wir
seit letztem Herbst mehr als 200
Projekte von KMU verstärkt un-
terstützt haben. Von allen Unter-
nehmen, die direkte Forschungs-
förderung bekommen, sind heu-
te schon gut drei Viertel KMU. 

Das Wort „Forschungsausgaben
von heute schaffen die Arbeits-
plätze von morgen“ stammt ja von
Ihnen. Im internationalen Ver-
gleich hinkt Österreich aber bei
den Ausgaben für Forschung nach.
Sind Sie mit der momentanen 
Situation zufrieden oder könnte es
besser sein?
Dass wir bei den Forschungsaus-
gaben nachhinken, dem muss

ich widersprechen. Denn unter
den 27 EU-Staaten ist Österreich
mit seiner Forschungsquote, also
mit den Forschungsausgaben im
Verhältnis zum BIP, an drittbes -
ter Stelle. Kaum ein anderes
Land in Europa hat so eine dy-
namische Entwicklung hinge  -
legt wie wir in den letzten Jah-
ren. Aber natürlich ist es so,
dass die Budgetkonsolidierung
eine ähnliche Steigerung der öf-
fentlichen Mittel wie in den letz-
ten Jahren nicht erlaubt. Wir
müssen deshalb jedenfalls
schauen, dass wir das Niveau
halten und, was mir besonders
wichtig ist, dass wir noch mehr
aus jedem Förder-Euro heraus-

de wie zum Beispiel das Plus 
Energie-Haus, energieeffiziente
Produktionstechnologien und
erneuerbare Energien, also So-
larthermie, Photovoltaik, Bio-
gas, Windkraft, Geothermie.

Die vielen kleinen und mittleren
Unternehmen, die das Rückgrat
unserer Wirtschaft sind, investie-
ren viel in die Ausbildung – Stich-
wort Lehrlinge. Wie können diese
KMU von den Forschungsausga-
ben profitieren? Oder wohin müs-
sen sie sich wenden, um daran zu
partizipieren?
Zentraler Ansprechpartner für
KMU ist hier die FFG – die 
Österreichische Forschungsför-
derungsgesellschaft, die unsere
unternehmensbezogenen 
BMVIT-Förderungen abwickelt.
Ich bin überzeugt, dass Innovati-
on in allen Unternehmensberei-
chen immer wichtiger wird. Mit
Forschung und Entwicklung er-
reicht man den technologischen
Vorsprung, der am Markt ent-
scheidend ist. Deswegen unter-

nimmt mein
Ressort in

„Wir haben die Mittel für die Ener-
gieforschung seit 2007 beinahe
verdreifacht. Von 30 Millionen Eu-
ro im Jahr 2007 auf 87 Millionen Eu-
ro 2009 und 2010. Das BMVIT stellt
hier mit 55 Millionen Euro fast
zwei Drittel davon zur Verfügung.“
Doris Bures zur Förderpolitik im
Umwerlt und Energiesektor.

Die großen Energieforschungs themen liegen
unter anderem in den Bereichen E-Mobilität
und erneuerbare Energien.
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holen, also die Effizienz weiter
steigern. 

Umweltminister Berlakovich hat
seine Vision von der energieautar-
ken Gemeinde schon öfter betont.
Ihr Ministerium trägt ja auch 
einen Teil des Budgets des Klima-
fonds, der diese Vision unter-
stützt. Wäre es nicht sinnvoll, 
die Kompetenzen in einer Hand zu
vereinen?
Im Klimafonds gibt es ja an sich
eine recht übersichtliche Aufga-
benverteilung. Während der
Landwirtschaftsminister sich
eher um traditionelle Umwelt-
förderung bemüht, setzt mein
Ressort auf die echten Zukunfts-
themen wie Energieforschung
oder mit der Elektromobilität
auf die Mobilität von morgen. 
In dem Sinn ist auch die Kompe-
tenzverteilung kein Problem,
weil wir gemeinsam die gesamte
Innovationskette, vom For-
schungsprojekt bis zur Markt -
einführung, abdecken können. 

Eine Schwenk zu anderen Themen,
die die Leser in den Gemeinden in-
teressieren werden: Wann dürfen
die Gemeinden wieder uneinge-
schränkt mit eigener Radarüber-
wachung für mehr Sicherheit vor
Schulen und Altenheimen sorgen? 
Wie Sie wissen, war und bin ich
in dieser Frage immer ge-
sprächsbereit. Wichtig ist jetzt
einmal, dass sich die Gemeinden
mit den Ländern auf einen ge-
meinsamen Vorschlag einigen. 

Thema Bahnübersetzungen. Nach
den Vorfällen zu Jahresbeginn
hieß es, dass die Verordnung über-
arbeitet wird. Wann ist damit zu
rechnen und wie soll es denn für
die Gemeinden weitergehen?
Unabhängig von der Verordnung
haben wir eine Novelle zum Ei-
senbahngesetz beschlossen. Da-

mit ist es seit dem Frühjahr jetzt
erstmals möglich, dass auch 
Eisenbahnkreuzungen mit Rot-
lichtkameras überwacht wer-

den. Und bei der geplanten Ver-
ordnung werden wir ganz neue
Wege beschreiten, damit man
die technisch neusten Entwick-
lungen zum Einsatz bringen
kann. Das erhöht die Sicherheit
und bleibt kostenmäßig trotz-
dem im Rahmen. Man muss
aber festhalten, dass das eine
gemeinsame Verantwortung von
Schiene und Straße ist.

Der Innovationsmotor und Wirt-
schaftsfaktor Informations- und
Kommunikationstechnologie (IKT)
bestimmt ja anerkannterweise
auch über Arbeitsplätze und Stand -
ortqualität. Was sagen Sie zum

Schlagwort „Technologiepo-
litik ist Wirtschaftspolitik“?
Das halte ich uneinge-
schränkt für richtig. Öster-
reich wird sich im interna-
tionalen Standortwettbe-
werb nicht mit Niedriglöh-
nen, sondern mit Hoch -
technologie bewähren. Es
gibt etliche Bereiche, wo

wir Technologieführer sind.
Nehmen Sie nur die Gebäude-
technologie: Österreich hat die
höchste Passiv  hausdichte welt-

weit, mit 3,2 Millionen Quadrat-
meter Nutzfläche in Passivhaus-
standard, das ist fast die Hälfte
der europaweiten sieben Millio-
nen Quadratmeter. Jeder dritte
in Europa verbaute Sonnenkol-
lektor wird in Österreich herge-
stellt. Die Exportquoten öster-
reichischer Umwelttechnik-Un-
ternehmen sind enorm hoch,
eben weil es diesen Technologie-
vorsprung gibt. Und das ist ein
direktes Ergebnis von jahrelan-
ger Forschungs- und Entwick-
lungsarbeit. Und mit der F&E-
Offensive für die Elektromobi-
lität hat mein Ressort eine echte
Aufbruchsstimmung in der ge-
samten Branche ausgelöst.
Österreichische Automobilzulie-
ferer sind im Bereich E-Mobilität
im europäischen Spitzenfeld. Ei-
ne Querschnittsmaterie sind im-
mer Informations- und Kommu-
nikationstechnologien. Es ist
kein Zufall, dass IKT einer der
großen Forschungsschwerpunk-
te ist, wo mein Ressort in Sum-
me bis zu 100 Millionen Euro
jährlich investiert. 

Ein Reizthema für die Gemeinden
ist das Postmarktgesetz. Viele
Kommunen beschweren sich vor
allem darüber, dass sie trotz einer
gesetzlichen Vorgabe nicht in die
Schließungsverfahren eingebun-
den sind. Wie stehen Sie als obers -
te Postbehörde zu diesen Vorwür-
fen?
Wie Sie es ja selbst sagen, sind
die gesetzlichen Vorschriften
eindeutig und streng. Die Post
AG hat ganz klare Informations-
pflichten und die Auflage, im
Zusammenwirken mit der Ge-
meinde alternative Lösungen zu
suchen. Dass die Post diese
Pflichten einhält, wird durch die
unabhängige Post-Control-Kom-
mission im Rahmen der Verfah-
ren überprüft. Generell haben
wir im Postmarktgesetz für eine
sehr weitgehende Einbindung
der Gemeinden gesorgt. Denn
der Post-Control-Kommission
steht zur Beratung der Postge-
schäftsstellenbeirat zur Verfü-
gung, in dem Vertreter von 
Gemeindebund, Städtebund und
der Verbindungsstelle der 
Bundesländer entsandt werden. 
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Auf www.kommunal.at finden
Sie das vollständige Interview
mit Technologieministerin 
Doris Bures zum Nachlesen.

Wichtig ist jetzt einmal, dass sich die
Gemeinden mit den Ländern auf einen
gemeinsamen Vorschlag einigen.

... über das Thema Radarüberwachung
durch Gemeinden

„Die Post AG hat ganz klare Informationspflichten und
die Auflage, im Zusammenwirken mit der Gemeinde al-
ternative Lösungen zu suchen.“ Doris Bures über das
Postmarktgesetz und Gemeindeklagen.


